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Zur ehre von der Competenz der Staatsbehörden 
bei der Frage der Töſung eines Grmeindejagd-Pacht- 
vertrages aus Gründen der Richtſchonung des Wil- 
des durch den Zagdpächter. 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Die Dorfgemeinde St. Peter in der Au reichte bei dem Be⸗ 
zirksgerichte gleichen Namens eine Klage ein, welche ihrem in Betracht 
kommenden Inhalte nach wie folgt, lautete: „Der Geklagte Georg 
M. iſt Pächter der Gemeindejagd. Derſelbe hat während der erften 
Jahre der Pacht die Jagd klaglos ausgeübt. Nunmehr aber, wo der 
Pachtvertrag feinem Ende zuläuft, handelt er gegen Weidmannsbrauch, 
deteriorirt, ja vernichtet die Jagd; er ſchießt Rehgeiße und nach 
Neujahr Häſinnen, gibt ſogar feinen Schützen den Auftrag Alles 
ntederzubrennen, was ihnen vor die Flinte komme. Der Geklagte hat 
ſelbſt auf eine Vorſtellung ſeitens der Gemeinde erklärt, er könne 
niederſchießen, was ihm gefällig ſei, und er werde fortfahren Geiße 
zu ſchteßen. Die Klägerin wendete ſich in Folge deſſen an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft, und dieſe unterſagte dem Geklagten ſein Vorgehen, 
weil dasſelbe mit dem Geiſte der Jagdgeſetze in Widerſpruch ſtehe, 
auch mit dem Inhalte des Pachtvertrages nicht vereinbar ſei. Indeſſen 
der Gegner trieb es jetzt ärger, denn vorher, fo daß Klägerin die 
Bezirkshauptmannſchaft um Löſung des Jagdpachtvertrages anging. 
Allein die gedachte politiſche Behörde erklärte, daß die Auflöſung des 
Jagdpachtes in den Wirkungskreis des Civilrichters falle. Mit Hin⸗ 
blick darauf und im Grunde des § 1118 des a. b. G. B. („Der 
Beſtandgeber kann die frühere Aufhebung des Vertrages fordern, 
wenn der Beſtandnehmer der Sache einen erheblichen nachtheiligen 
Gebrauch davon macht,“) muß daher die Klägerin unter Vorbehalt 


der Schadenserſatzanſprüche die Aufhebung des Pachtvertrages ver⸗ 
langen, auch, damit nicht der Gegner bis zum Ende des Rechts⸗ 
ſtreites ſeine maßloſen Verwüſtungen fortſetze, um die Aufſtellung 
eines Sequeſters anſuchen. Letzteres erſcheint im § 293 der allgem. 
Gerichtsordnung“) und im § 14 der kaiſerl. Verordnung vom 
16. November 1858, Nr. 213 R. G. Bl. *), gerechtfertigt. Dem 


entſprechend geht das Petitum dahin: „das Bezirksgericht wolle er⸗ 


kennen, der Jagdpachtvertrag ſei erloſchen und aufgehoben, der Ge⸗ 
klagte ſchuldig, die Jagd an die Verpächter zurückzugeben und die 
Gerichtskoſten zu erſetzen; das Bezirksgericht wolle ſodann die Seque⸗ 
ſtration der Gemeindejagd für die Dauer der Verhandlung, eventuell 
gegen Erlag einer Caution bewilligen und den geprüften Jäger 
Michael M. als Sequeſter beſtellen“. 5 

Das Bezirksgericht jedoch verbeſchied die Klage alſo: „Im 
Sinne des kaiſerl. Patentes vom 7. März 1849, § 6, womit die 
Jagd — Thiergärten und zuſammenhängende Grundcomplexe von 
200 Joch ausgenommen — den betreffenden Gemeinden zugewieſen 
ift, find zur Handhabung der jagdpolizeilichen Vorſchriften die poli⸗ 
tiſchen Behörden competent und ($ 13) nur Entſchädigungsanſprüche 
aus Verträgen, welche mit den Beſtimmungen obigen Patentes nicht 
vereinbar find, auf dem Rechtswege auszutragen. Da nun gegenwaͤr⸗ 
tige Eingabe bezuglich der Jagdausübung des Pächters ſolche Uebel⸗ 
ſtände betrifft, welche nach den jagdpolizeilichen Vorſchriften zu be⸗ 
handeln und im Sinne der Miniſterialverordnung vom 15. Decem⸗ 
ber 1852, R. G. Bl. Nr. 257, bis zur Erlaſſung eines das Jagd⸗ 
weſen definitiv regelnden Geſetzes durch geeignete Maßregeln im 
adminiſtrativen Wege zu beſeitigen ſind, ſomit im Sinne dieſer 
Miniſterialverordnung eine gerichtliche Sequeſtration unausführbar 
erſcheint, weil eben die zur Beſeitigung von Uebergriffen, Ordnunge⸗ 
widrigkeiten und ſonſtigen Uebelſtänden geſetzlich beſtimmten admini⸗ 
ſtrativen Maßregeln einſchließlich Auflöſung der Pachtung und Wieder⸗ 
verpachtung die Competenz der Gerichte ausſchließen und da endlich 
der Jagdpachtvertrag ſelbſt, nämlich das Licitationsprotokoll vom 


) „Da der Kläger eine Sache oder Gerechtſame anſprüchig macht, in deren 
Beſitz der Beklagte ſich befindet und eine Gefahr erweislich iſt, daß der Beklagte 
ſolche während des Proceſſes verderben oder Schaden nehmen laſſen dürfte, ſteht 
demſelben gegen Darbietung hinlänglicher Sicherheit für den dem Beklagten eta a 
erwachſenden Schaden bevor, um die Sequeſtration auzulangen, worüber ſogletch eine 
Zagfagung anberaumt, der Geflagte mit feinen Behelfen gehört und bei erwieſener 
en de gegen Leiſtung hinlänglicher Sicherheit, die Scqueſtration verwilligt wer⸗ 
en ſoll“. f 

) „Wird ein Beſtandsgegenſtand vertragswidrig oder auf eine Weife 
benützt, welche unverkennbar ihn der Verſchlechterung oder Entwerthung ausfetzt, 
oder welche ihn mit unwiederbringlichem Nachtheile bedroht, ſo kann während der 
Dauer der Verhandlung auf Anſuchen des gefährdeten Theils unbedingt oder nach 
Umſtänden gegen Sicherſtellung die Sequeſtration des Beſtandgegenſtandes ange ⸗ 
ordnet oder derſelbe derjenigen Partei anvertraut werden, welche ihrem Gegner Sicher⸗ 
ſtellung leiſtet. Wenn es nur um einzelne Vorkehrungen zur Erhaltung des Beſtand⸗ 
gegenſtandes oder bei Pachtungen zur Fortſetzung des ordentlichen Wirthſchafts⸗ 
betriebes, oder wenn es nur um! die Unterſagung einzelner nachtheiliger Handlungen 
zu ſhun iſt, jo kann die Vornahme ſolcher Vorkehrungen angeordnet oder die Unter⸗ 
laſſung ſolcher Handlungen bei Geldſtrafe oder Arreſt oder doch nach Umſtänden die 
Leiſtung einer Sicherſtellung für deren Folgen aufgetragen werden“. 


27. Mai 1863, die ausdrückliche Beſtimmung enthält, daß der Jagd⸗ 
pächter zur Einhaltung der Jagdordnung und der jagdpoltzeilichen 
Vorſchriften verpflichtet iſt, und daß gegen ihn, wenn er die vertrags⸗ 
mäßigen und geſetzlichen Verbindlichkeiten nicht einhalten jollte, das 
geſetzliche Zwangsverfahren oder die Relicitation eingeleitet würde, ſo 
muß die klagende Gemeinde an die politiſche Behörde gewieſen 
werden“. 


Dahingegen behob das öſterreichiſche Oberlandesgericht den erſt⸗ 
richterlichen Beſcheid und trug dem Bezirksgerichte die ordnungsmäßige 
Erledigung der Klage auf, weil die Frage, ob die Auflöſung eines 
Pachtvertrages gemäß § 1118 des a. b. G. B. einzutreten habe, 
eine reine Rechtsfrage ſei, weil ferner die Fälle, in welchen Rechts⸗ 
fragen durch die politiſchen Behörden zu entſcheiden kommen, als 
Ausnahmen nur dann anzunehmen ſeien, wenn dies im Geſetz aus⸗ 
drücklich angeordnet werde, ſchließlich weil die über Jagdpachtungen 
maßgebende Miniſterialverordnung vom 15. December 1852 an keiner 
Stelle anordne, daß Streitigkeiten zwiſchen Pächter und Verpächter 
der Entſcheidung der politiſchen Behörden unterliegen, weßhalb bereits 
die politiſche Bezirksbehörde die klagende Gemeinde auf jven Rechts⸗ 
weg gewieſen habe. 


Im Reriſtonsrecurſe ſuchte der Geklagte Georg M. darzuthun, 
daß man zwiſchen der Frage der Auflöſung des Jagdpachtvertrages 
und der der allfälligen Entſchädigungsanſprüche unterſcheiden müſſe, 
erſtere ſei zur politiſchen und letztere zur gerichtlichen Dijudication 
gehörig. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof aber gab laut Entſcheidung vom 
18. März 1873, 3. 2715, dem Reviſtonsrecurſe keine er, und 
beftätigte die oberlandesgerichtliche Verordnung unter Hinweis auf 
deren Begründung. 

Wir glauben, daß man den vorerzählten Fall nicht ohne 
Reflexion paſſiren laſſen ſoll, und es wolle die Bemerkung nicht in 
malam partem gedeutet werden, daß die Angelegenheit eine ver⸗ 
fahrene iſt. 

Mittelſt A. h. Entſchließung vom 23. September 1852 wurde 
befohlen, daß bis zur Erlaſſung eines das Jagdweſen definitiv regeln. 
den Gefetzes im adminſtrativen Wege alle Maßregeln zu treffen ſeien, 
die zur Beſeitigung der Uebelſtände geeignet erſcheinen, welche in 
dem Bereiche, für den das Jagdpatent vom 7. März 1849 in Aus⸗ 
übung ſteht, insbeſondere bezüglich der den Gemeinden zugewieſenen 
Jagd ſtatigefunden haben *). Hieraus dürfte folgen, daß die Geſetz⸗ 
gebung im Jahre 1852 das Jagdweſen als dem politiſchen Reſſort 
angehörig betrachtet hat. Und wollte man auch einwenden, daß die 
gedachte A. h. Entſchließung hinſichtlich der adminiſtrativen Maß⸗ 
regeln in Jagdangelegenheiten lediglich die Centralſtelle im Auge ge⸗ 
habt hat, fo verſchwindet doch angeſichts der $S 27. 46 der Beilage 
A. zur Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. 
Nr. 10, ferner des § 1 der Beilage C. der citirten Verordnung 
(Vgl. auch Karl Schindler, Forſt⸗ und Jagdgeſetze der öſterr. Monar⸗ 
chie, Seite 285) jeder Zweifel darüber, daß das Jagdweſen, insbe⸗ 
ſondere das Jagdpolizeiweſen dem politiſchen Reſſort angehört. Auf 
»dieſem Boden bewegt ſich auch die Praxis, bewegt ſich die Theorie “). 
Wenn daher der Gemeindejagdpächter Georg M. die Jagd auf eine 
unvernünftige, die Erhaltung von Wild unmöglich machende Weiſe 
ausübte, fo mußte über Anſuchen der betroffenen Gemeinde die poli⸗ 
tiſche Bezirksbehörde in Anbetracht der auf die Schonung des 
Wildes hinausgehenden Tendenz unſerer Jagdgeſetzgebung und jagd⸗ 
polizeilichen Vorſchriften !“) Amt handeln, und zwar nicht bloß — 
man verzeihe uns den modern gewordenen Ausdruck — akademiſch, 
ſondern praktiſch und mit Effect. Die Bezirkshauptmannſchaft mußte 
und konnte nämlich unter Berufung auf § 7 der kaiſerl. Verordnung 


) Vgl. den Eingang der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 257, betreffend die Ausübung des Jagdrechtes. 

“) Siehe Damianitſch (Füger⸗Weſſely) „Gerichtliches Berfahren in Streit⸗ 
ſachen“, Erörterung sub D. zu § 1. 

**) 89, 8 12 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, Nr. 154; Verordnungen 
des Miniſteriums des Innern vom 15. December 1852, 3. 257 R. G. Bl. und 
Miniſt. 3. 5681; Statthaltereiverordnung für Tirol über die Schußzeit vom 
11. März 1854, für Dalmatien über die Hegezelt vom 24. Jänner 1859, Z. 25.470, 
Jagdgefeß vom 20. Februar 1786; dalmat. Gubernialverordnung vom 21. März 
1832, 3. 4192 u. f. w. 
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vom 20. April 1854, R. G. Bl. 3. 96*) dem Jagdpäͤchter ver⸗ 

bieten Geiße zu ſchießen, in weidmänniſch unzuläſſigen Zeiten zu 
jagen, und poſitiv ihm gebieten, das Wild zu ſchonen und die Jagd 
wie ein verſtändiger und ſorgſamer Jäger auszuüben. Daran hätte 
die Bezirkshauptmannſchaft für den Fall des Nichtbefolgens eine 
empfindliche Geldſtrafe knüpfen ſollen. Würde das nicht zum Ziele 
geführt haben, was unwahrſcheinlich iſt, da beim Geldbeutel der 
Scherz aufhört, ſo durfte die Bezirkshauptmannſchaft in Gemäßheit 
des § 3 der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 
R. G. Bl. Z. 257 („Als Pächter der Jagd iſt nur derjenige zuzu⸗ 
laſſen, gegen welchen in dieſer Eigenſchaft kein Bedenken obwaltet“) 
den Jagdpächter wegen defectus superveniens entfernen. 

Damit wäre der Gemeinde St. Peter in der Au geholfen, 
und ein geordneter öffentlicher Zuſtand hergeſtellt geweſen. 

Vergegenwärtigen wir uns dagegen jetzt die ſchwierige Lage der 
Gemeinde St. Peter. 

Die Jagdlicitationsbedingniſſe ſind bekanntlich immer ſehr all⸗ 
gemeiner Natur. „Der Jagdpächter verpflichtet ſich, die Jagd nach 
Weidmannsbrauch auszuüben.“ Was iſt damit vor dem Civilrichter 
zu machen? Der Civilrichter muß unbeirrt durch ſeine moraliſche 
Ueberzeugung und unter vollſtändiger Reſignation auf ſeine Gefühle. 
ſo wie unter Beiſeitelaſſung berechtigter öffentlicher Intereſſen urthei⸗ 
len. Laſſen wir jetzt ſelbſt den civilgerichtlich geklagten Jagdpächter 
den Thatumſtand““), daß er Geiße geſchoſſen habe, einräumen, fo kann 
er mit den Einreden, daß ſelbſt Cavaliere und Herrſchaftsbeſitzer 


Geiße abſchießen laſſen, daß reichlich Wild vorhanden ſei, daß er 


kalte Geiße abſchieße u. |. w., das Klagegebäude mächtig erſchüttern. 
Und Sachverſtändige, welche auf Grund eigener Anſchauung und 
Studien ausſagen würden, die Jagd ſei nicht weidmännifch ausgeübt, 
würden nicht ſo ſchnell bei der Hand ſein. 

Kommen wir jetzt zu der begehrten Sequeſtration. 

Nun, wenn es nach urferer Proceßgeſetzgebung Aufgabe des 
Sequeſters (Mandatars) iſt, „Nutzungen da zu erlegen, wo es der 
Richter nach Vernehmung beider Theile verordnet,“ fo hätte das bei 
dem Sequeſter einer ausgeſchoſſenen Jagd gute Wege. Im vorliegen⸗ 
den Falle wäre die Aufgabe des Sequeſters vielmehr eine negative: 
nicht ſchteßen. In dieſem Falle müßte alſo wohl das gewöhnliche 
Formular des Decretes, mit welchem Sequeſter beſtellt werden, eine 
Abänderung erleiden 

Dem Allen nach können wir unſere Sympathie mit dem Be⸗ 
ſcheide des erſten Richters kaum verhehlen. Man muß eben feſthalten, 
daß eigentlich ein jagdpoltzeilicher Gegenſtand vorliegt, daß es ſich um 
die (fernere) Qualiftcation eines Individnums als Jagdpächter handelt. 
Die Competenz der Gerichte, wenn die Frage eintritt, ob die Auf⸗ 
löſung eines Pachtvertrages nach § 1118 des a. b. G. B. zu ge 
ſchehen habe, verſteht ſich von ſelbſt, und wir könnten ſogar civil⸗ 
gerichtliche Klagen ſubſtantiiren, deren Petitum auf Auflöſung eines 
Gemeindejagd⸗Pachtvertrages ginge“). Allein wenn das jus publicum 
den Rechtsgrund einer Klage abgeben ſoll, dann hat der Civilrichter 
die vor ihn geleitete Klage zurückzuleiten. 


) „ft im Wirkungskreiſe der politiſchen Behörden ein Verbot erlaſſen wor⸗ 
den, ſolches mag ſich auf elne einzelne Handlung oder auf eine beſtimmte Gattung 
von Handlungen beziehen, jo haben die betreffenden politiſchen Behörden zur Durch⸗ 
fegung dieſer Vorſchrift unmittelbar gegen diejenigen, welche das Verbot zu über⸗ 
treten ſuchen oder in deſſen Nichtbeachtung verharren, die zum Zwecke führenden 
Vollzugs und Executionsmittel in Anwendung zu bringen und die für den Fall der 
Uebertretung oder Widerſetzlichkeit beſtimmte Strafe zu verhängen. 1 

) „Daß der Geklagte gegen Weidmannsbrauch gejagt habe“, dürfte fo 
wenig wie ein Rechtsbegriff zum Beweiſe verſtellt werden können und es müßten die 
Elemente des Begriffes, die Thatumſtände, thema probandi ſein. 

%) Wir find weit davon entfernt, die Einwendungen zu überſehen, welche mit⸗ 
telſt Argumentes e contrario aus § 13 des Fat. Patentes vom 7. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 154, gegen die im Texte hingeworfene Meinung gezogen werden 
könnten. In die em Paragraphe findet es der Geſetzgeber nöthig, für einen Fall 
im Gebiete des Jagdrechtes und Jagdweſens ausdrücklich den Civilrechtsweg zu 
beftimmen. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Heimatrechtsgeſetzgebung betrachtet Cooperatoren als folche 
Geiſtliche, welche mit dem Antritte ihrer Dienſtſtelle in der zuge⸗ 
wieſenen Gemeinde einen ſtändigen Aufenthalt bekommen. 


Wilhelm L., katholiſcher Geiſtlicher im Deficientenſtande, zu⸗ 
letzt Cooperator in Cz., wurde in einem öffentlichen allgemeinen 
Krankenhauſe verpflegt, und es erhob ſich aus dieſem Aulaſſe be⸗ 
treffs Seiner die Heimatrechtsfrage. Er war, wie bemerkt, zuletzt Cooperator 
in der Gemeinde Cz, und hier wurde er gegen Ende 1863 in den De⸗ 
ficientenſtand übernommen. Es behauptete nun die eine Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft, daß Wilhelm L. in Cz., wo er den letzten definitiven 
Dienſt gehabt, ſein Heimatrecht habe, während die andere Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft zu deduciren ſuchte, daß, weil der § 10 des Heimat⸗ 
geſetzes“) an Pfarrer, aber nicht an Cooperatoren denke, der erwähnte 
Deſtcentenprirfer das Heimatrecht in Cz. nicht beſitzen könnte. Even⸗ 
tuell, meinte die zweite Bezirkshauptmannſchaft, dürfte das Gefeg vom 
3. December 1863 nicht zur Application gelangen, weil zur Zeit 
des Aufenthaltes des Wilhelm L. in Cz. noch nicht das gedachte Geſetz, 
ſondern das Conſeriptionspatent als Heimatrecht gegolten habe, hienach 
aber ein Cooperator ſich als folder die Zuſtaͤndigkeit in einer Ge⸗ 
meinde nicht erwarb. 8 

Bei dieſer Meinungsverſchiedenheit der unterſten Inſtanzen ge⸗ 
langte die Landesbehörde zur Entſcheidungsabgabe und erklärte den Wilhelm 
L. als in Cz. heimatberechtigt, da der Poſten eines Cooperators, mit 
welchem der titulus mensae verbunden ſei, ſich als ein ſtabiler dar⸗ 
ſtelle. Dawider recurrirte die Gemeinde Cz. und machte geltend, daß 
der titulus mensae irrelevant ſei und der Cooperator kein ſtabiles 
Seelſorgeamt bekleide, ſondern nach Belieben des Biſchofs verſetzt 
werden könne. Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch beſtätigte 
unterm 12. April 1873, 3. 5123, mit Hinblick auf § 42 des Ge⸗ 
meindegeſetzes vom 24. April 1859“), deſſen Beſtimmungen über die 
Zuſtändigkeit zu einer Gemeinde laut Art. XI des Kundmachungs⸗ 
patentes ſeit 27. April 1859 wirkſam waren und wonach Geiſtliche 
mit dem Antritte ihrer Dienſtſtelle die Zuſtändigkeit zu der Gemeinde 
erlangten, in welcher ihre Stelle ihnen den ſtändigen Aufenthalt an⸗ 
wies, die Entſcheidung der Landesſtelle. (Siehe Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung, Jahrgang 1868, Nr. 2, Seite 7, Anmerkung 1.) —h. 


Die Forderungen des Staates aus Anlaß der Dienſtverrichtungen 
gegen feine Beamten find im adminiſtrativen Wege auszutragen. 


Der Poſtofftcial P. hat die vom Poſtconducteur H. zum Poſt⸗ 
amte in Krakau überbrachten 11 Geldbeutel anſtandslos übernommen 
und als hierauf unter Mitwirkung des Poſtamtsdieners J. die Er⸗ 
öffnung der Beutel bewirkt wurde, — erſt nachdem J. den Beutel 
Lemberg⸗Krakau geöffnet und nach Hineinſtecken der Hand erklart 
hatte, daß der Beutel ganz leer jet, — eine Oeffnung wahrgenom⸗ 
men, durch welche der in dem Beutel hinterlegte Brief per 2000 fl. 
verſchwunden war. P. wurde hierauf, obgleich der Thäter des Dieb⸗ 
ſtahls unausgeſorſcht blieb, mit den gleichlautenden Entſchridungen der 
k. k. Poſtdirection und des k. k. Handelsminiſteriums zum Schaden⸗ 
erſatze per 2000 fl. verurtheilt. 

P. ergriff nun den Rechtsweg und überreichte wider das Poſt⸗ 
ärar eine Aufforderungsklage, welche vom k. k. Landesgerichte in Kra⸗ 
kau nach § 64 g. G. O. verbeſchieden wurde. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Krakau hat jedoch die Aufforde⸗ 
rungsklage des P. mit Bezug auf die Hofkanzlei⸗Verordnung vom 
16. Auguſt 1841, 3. 555 J. G. S., verworfen und der k. k. oberſte 
Gerichtshof hat am 29. Auguſt 1872, 3. 8931, die obergerichtliche 
Entſcheidung beſtätigt, weil die Forderungen des Staates aus Anlaß 
der Dienſtverrichtungen ſeiner Beamten wider dieſe Beamten im ad⸗ 
miniſtrativen Wege auszutragen find, und im Hofkanzleidecrete vom 


98 10 lautet: Definitiv angeftellte Hof-, Staats⸗, Landes⸗ und öfieutl iche 
Fondabeamte, Geiſtliche und öffeniliche Lehrer erlangen mit dem Antritte ihres 
Amtes das Heimatrecht in der Gemeinde, in welcher ihneu ihr ſtändiger Amtsſitz an⸗ 
gewieſen wird“. 5 

) K. 42 des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1859 lautet: „Definitiv angeſtellte 
10 8 ha e ien reel 15 Ju ch ee N Schullehrer nn . dem 

ntritte ihrer Dienſtesſtelle die Zuſtändigkeit zu der Gemeind lcher i 
hnen den ſtändigen Aufenthalt anmwetjet-“ 1 


123 


17. Februar 1843, 3. 4526, bedeutet wurde, daß die A. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Auguſt 1841 mit Ausnahme des Rechnungspro⸗ 
ceſſes auf alle Fälle der Erſatzanſprüche anzuwenden tft, in welchen 
aus Anlaß der Dienſtverrichtungen der Staat gegen ſeine Beamten 
oder die Beamten gegen den Staat als Kläger aufzutreten haben. 
Uebrigens könne eine ämtliche Entſcheidung über den Schadenerſaß 
für eine Berühmung nicht gehalten werden, auch ſei unzuläſſig, einer 
Staatsbehörde die Rechtfertigung ihrer Entſcheidung mittelſt der ge⸗ 
richtlichen Klage aufzuerlegen, in anderen Fällen, als dies das Geſetz 
geſtattet, wie z. B. bei der buchhalteriſchen Rechnungserledigung. 
G. ⸗H. 


Haben die zu Gemeinderepräſentanten gewählten Gemeindemitglie⸗ 

der, welche, weil ſie ohne legalen Grund die Wahl nicht annehmen 

oder das angenommene Amt fortzuführen ſich weigern, von der Ge⸗ 

meindevertretung mit einer Geldbuße angeſehen werden, dawider 
ein Recursrecht? 


Ein Gemeinderathsmitglied in der ſteiermärkiſchen Stadt M. 
legte dieſe ſeine Stelle mit der Begründung nieder, daß er vielbe⸗ 
ſchäftigter Arzt ſei und ſein Beruf ihn ganz und voll in Anſpruch 
nehme. Der Gemeinderath der Stadt, welcher ein eigenes Gemeinde⸗ 
ſtatut beſttzt, nahm die Niederlegung zwar an, legte ihm aber mit 
Hinweis auf § 20 desſelben („Jedes wählbare und ordnungsmäßig 
zum Gemeinderathe gewählte Gemeindemitglied iſt bei Vermeidung 
einer durch den Gemeinderath bis zu 200 fl. zu beſtimmenden und 
in die Gemeindecaſſe fließenden Geldſtrafe verpflichtet, die Wahl an⸗ 
zunehmen und das angenommene Amt während der Wahlperiode fort⸗ 
zuführen.“ Vergl. § 17, Alinea 3 der ſteierm. Gem.⸗O. vom 2. Mai 
1864), eine Geldſtrafe von 100 fl. auf. Dagegen recurrirte der be⸗ 
troffene Arzt an die Statthalterei. Dieſe trat den Recurs zur com⸗ 
petenten Amtshandlung an den Landesausſchuß ab. Letzterer ſtellte den 
Recurs dem Recurrenten mit dem Bedeuten zurück, daß nach dem 
Gemeindeſtatute es ein Berufungsrecht in Abſicht auf den vorliegenden 
Fall nicht gebe. Nunmehr brachte der Arzt den Mirniſterialrecurs ein. 
Jedoch das k. k. Miniſterium des Innern langte den Recurs der 
Statthalterei zur Amtshandlung mit dem Bemerken hinab, daß es 
über die eingebrachte Beſchwerde in einer Angelegenheit des ſelbſtſtän⸗ 
digen Wirkungskreiſes der Gememde nichts zu verfügen finde, weil 
der Gemeinderath weder ſeinen Wirkungskreis überſchritten, noch gegen 
die beſtehenden Geſetze verſtoßen habe (§ 79 des Statutes: „Die 
Statthalterei iſt berechtigt, wenn der Gemeinderath Beſchlüſſe faßt, 
welche ſeinen Wirkungskreis überſchreiten oder gegen die beſtehenden 
Geſetze verſtoßen, die Vollziehung ſolcher Beſchlüſſe zu unterfagen, wo⸗ 
gegen dem Gemeinderathe der Recurs an das Miniſterium des In⸗ 
nern offen ſteht.“ Vergl. damit § 89 der ſteierm Gem.⸗Ord. vom 
2. Mai 1864). E. 


Anmerkung des Einſenders: Daß das in Frage ſtehende Ord⸗ 
nungsſtrafrecht als eine ſelbſtſtän dige Function der Gemeinden in 
Steiermark aufzufaſſen iſt, ſtellt das Geſetz vom 23. März 1866, 
L. G. Bl. Nr. 11, betreffend die Verpflichtung zur Annahme der 
Wahl als Mitglied oder Obmann eines Kirchen⸗ oder Schulconcur⸗ 
renzausſchuſſes außer Zweifel. Vergl. damit die Gemeinde⸗Ordnungen 
für Ober⸗Oeſterreich § 17, Krain $ 20, Dalmatien $ 16, Galizien 
§ 20, Bukowina § 19, Mähren § 20, — welche ſich im gleichen 
Fahrwaſſer bewegen. 


Notiz. 


(Zweig bahnen, Schleppbahnen, Flügelbahn en, Verbin 
dungs bahnen.) Zweigbahnen find Bahnen, welche, von einer Hauptbahn 
ausgehend oder in dieſelbe mündend, einem localen Intereſſe dienen. Schlepp⸗ 
bahnen werden ſolche Eiſenbahnſtrecken genannt, die lediglich dafür beſtimmt 
find, einem Güterverkehr von localem Intereſſe (z. B. von einer Bahn nach 
einem induſtriellen Etabliſſement, nach einem Hafen, Canal u. ſ. w.) zu dienen. 
Flügelbahnen find Bahnen, auf denen ſich ein gemiſchter, d. h. aus Perſonen⸗, 
Güter-, und Producten⸗Transport zuſamengeſetzter Verkehr von loealem Intereſſe 
(von einer Stadt, einem Badeorte, einem induſtriellen Diſtricte ꝛc. aus) nach einer 
Hauptbahn hin oder von dieſer wegbewegt. Faſt immer wird mit den beiden letzten 
Worten der Begriff verknüpft, daß die Flügel⸗ ſowohl wie die Schleppbahnen nur 
an einem ihrer Enden mit einer Hauptbahn in Verbindung ſtehen, während eine 


Linie von lo calem Intereſſe, die aber mit beiden Enden in Hauptbahnen mündet, 
Ver bin dungsbah n genannt zu werden pflegt. — Die Ausdrücke „Schlepp⸗ 
bahnen“ und „Flügelbahnen“ find übrigens provinzielle; die Eiſenbahntechnik 
ſpricht nur von „Zweigbahnen.“ 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern bom 4. Juni 1873, 3. 9620, betreffend 
Verzichtleiſtungen auf vorbehaltene Dienſtpoſten. 


Nach § 17 lit. a. des Geſetzes vom 19. April 1872 tritt der Verluſt oder das 
Erlöſchen des Anſpruches auf vorbehaltene Dienſtpoſten oder des Vorzuges bei Ver⸗ 
leihung von Beamten: und Wachmannsſtellen durch freiwillige Verzicht 
leiſtung ein. 

Nach Art. 15 der die Ausführung des obigen Geſetzes normirenden Verord⸗ 
nung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98 hat im Falle der freiwilligen Verzicht 
leiſtung „auf die Begünſtigung des Geſetzes“, alſo auf die Begünſtigung 
überhaupt, jene Behörde, bei welcher eine ſolche Verzichtleiſtung angemeldet wird, 
das Originalcertificat von dem Betreffenden abzufordern und unter Anſchluß der 
bezüglichen Ein gabe oder des über den Act der Verzichtleiſtung mit dem Manne auf- 
zunehmenden Protokolles an das Reichskriegsminiſterium, beziehungsweiſe an das 
Miniſterium für Landes vertheidigung einzufenden. 

Bedauerlicher Weiſe kommen jedoch öfter Fälle vor, daß ungeachtet der 
obigen Beſtimmung des § 17 des Geſetzes vom 19. April 1872, deren Sinn ſich bei 
Zuſammenhaltung feines Einganges mit dem Abſatze a. unverkennbar ergibt, und 
ungeachtet des bezüglichen klaren Wortlautes des Art. 15 der Ausführungsverordnung, 
von einzelnen Behörden und Aemtern der Umfang der Verzichtleiſtung in einem 
unrichtigen Sinne aufgefaßt und Civildienſtwerbern ſchon im Falle der Verzicht⸗ 
leiſtung ſpeciell nur auf den einen oder den anderen verliehenen Poſten das Cer⸗ 
tificat abgenommen oder die Löſchung der Bewerber aus der Vormerkung bewirkt 
wird, während dies, wie vorne ausgeführt, doch nur im Falle der Verzichtleiſtung 
auf die Begünſtigung des in Rede ſtehenden Geſetzes im Allgemeinen geſchehen 
ſoll. — Hievon werden Euer . zur gefälligen Nachachtung und weiteren Verfügung 


in Kenntniß geſetzt. ; a erbt 2 unt nN 


5 7* 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen im Handelsminiſterlum Franz 
Ritter v. Sidorovicz und Mathias Patek tarfrei den Titel und Charakter von 
Oberrechnungsräthen verliehen. 4 

Seine Majeſtät haben den Centralinſpectoren bel der Grundſteuerregulirung 
Karl Marszovöki und Hyppolit Wisznievski tarfrei den Finanzrathstitel 
verliehen. 

a Seine Majeſtät hat den Oberinſpectoren der Generalinſpection der öſterr. 
Eiſenbahnen Joſeph Edlen v. Lederer und Guſtav Grüne baum taxfrel den 
Titel und Charakter von Regierungsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe in Innsbruck Karl A igner 
von Aigenhofen, bei ſeinem Uebertritte in den Ruheſtand den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Rudolf Kurzweil in Wien das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Dintiter des Aeußern hat dem Rechnungsoffickal ſeines Rechnungsdepar⸗ 
tements Heinrich Riedel eine ſyſtemiſirte Rechnungsrathsſtelle verliehen. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore in Innsbruck Leopold Vio land 
und Johann v. Troyer zu Oberpoftcontroloren ernannt. 

Se. Majeftat haben dem Officialen des k.k. Oberſtkämmereramtes und Lieute⸗ 
nant a. D. Friedrich Freiherr Waldbott v. Baſſenhe im und Bornheim den 
Titel und Charakter eines k k. Hofconcipiſten tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath und Finanzbezirksdirector in Brody 
Franz Skulski zum Sectionsrathe im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium Ru⸗ 
dolf Kraus Ritter v. Elislageo anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den Titel 
eines Miniſterlalſeeretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben eine im Miniſterium des Aeußern erledigte Hof⸗ und 
Miniſterialrathsſtelle dem Titularminiſterialrathe Julius Ritter v. Na dh er ny, 
die dadurch freigewordene Sectionsrathsſtelle dem Titular⸗Legationsrathe Karl 
Becker v. Denke uberg und die Hof und Miniſterialſecretärsſtelle dem Hofeonei⸗ 
piſten Dr. Ernſt Khu verliehen ; 

Seine Majeſtät haben eine in der Präſidialſection des Minifteriums des Aeußern 
neu ſyſtemiſirte Hof. und Miniſterialrathsftelle dem Section srathe Wilhelm Freiherr 
von Konradsheim verliehen. 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 


124 


Seine Majeftät haben dem Sectionsrathe im Minifterium des Aeußern Teo⸗ 
phil Grafen Revertera tarfrei den Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterial⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Laibacher Stadtarzt Dr. Emil Ritter v. Stöckl 
zum Regierungsrathe und Landesſanitätsreſerenten bei der Landesregierung für Krain 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Conſul in Kopenhagen Johann Han ſen 
zum Honorar-Generalconſul ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Ignaz Stroner zum 
Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernannt. f 


— — ¹ꝛEñV—w —ꝛñ——— EEE. 


Erledigungen. 


Finanzcommiſſärsſtelle mit der neunten, eventuell Finanzeoncipiſtenſtelle mit 
der zehnten Rangelaſſe bei der Finanzlandesdirection in Trieſt, bis 21. Juli. 
(Amtsblatt Nr. 157.) 


Caſſtersſtelle bei der Bergdirection in Idria mit neunten i 
5. Kuguft En air 5 158.) > e 
anzliſtenſtelle bei der Landesregierung in Troppau mit der eilfte fe; 
bis 12, Auguft 1878. (Amtsblatt Nr 158.) Ten: Rande 
Regierungsconeipiſtenſtelle mit der zehnten Rangelaſſe, und eine Concepts⸗ 
prakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum bei der Landesregierung in Troppau, bis 
1. Auguſt (Amtsblatt Nr. 158.) 
| elegraphencommiſſärsſtelle in Brünn 
24 Juli 1873. (Amtsblatt Nr. 158.) 
Prakticantenſtelle beim Rechnungsdepartement 
nowig mit 200 —400 fl. Adjutum, bis 1. Auguſt 1873. (Amtsblatt Nr. 158.) it 
Kanzliſtenſtelle bei der Berghauptmannſchaft in Prag mit der eilften Rang⸗ 
clafſe, bis 30. Auguſt 1873. (Amtsblatt Nr. 158.) 
Caſſencontrolorsſtelle bei der Bergdirection 
Rangclaſſe, bis 4. Auguft 1873. (Amtsblatt Nr. 160.) 
Aechnungsofficialsſtelle bei der Statthalteret in Wien mit der zehnten 
Rangelaffe, bis 25. Juli 1873. (Amtsblatt Nr. 160.) 
Telegraphenamts⸗Verwaltersſtelle in Zara mit der neunten Rangelaſſe, bis 
24. Jult 1878. (Amtsblatt Nr. 160.) a 
Beztrkshauptmannsſtelle in Ober-Defterreich mit der ſiebenten Rangsclaſſe, 
bis 10. Auguſt 1873. (Amtsblatt Nr. 163.) 5 ö 
Beamtenſte llen bei dem ſchleſiſchen Landesbauamte in Troppau mit 1300 fl. 
Gehalt und Quinquennalzulagen, bis 8. Auguſt 1873. (Amtsblatt Nr. 163.) 
Rechnungsarceffiſten und Prakticantenſtellen beim Rechnungsdepartement des 
Ackerbauminiſteriums mit der eilſten Rangclaſſe, eventuell 300 — 400 fl. Adjutum, 


mit der neunten Rangclaſſe, bis 


der Landesregierung in Czer⸗ 


in Idria mit der zehnten 


bis 1. August 1873. (Amtsblatt Nr. 168.) 8 en 8 
Telegraphenamtsaſſiſtenſtellen in Mähren mit der eilften Rangsclaſſe, bis 31. 
Auguſt iR {Amtebt. a 1 r 
„. Steuereinnehmeröftelle in Ober⸗Oeſterreich mit der neunten Rangscla e, bis 
4. Augufk 1878. (Amtsbl. Nr. 168.) * N 
Probirers⸗Adjunctenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe in Prlbram, bis 15. 
Auguſt 1873. (Amtsbl. Nr. 169.) 
Ingenieuraſſiſtentenſtellen in der Militärgrenze mit 600 bis 800 fl. Gehalt. 
bis 15. Auguſt 1873. (Amteblatt Nr. 164.) 
Telegraphenamtsaſſiſtentenſtelle in 
10. Auguſt 1878. (Amtsblatt Nr. 164.) 
„Ingenieursſtelle bei der Landesregierung in Czernowitz mit 1000 fl. Gehalt, 
bis 2. Auguſt 1873: (Amtsbl. Nr. 466.) . ö 
Kanzliſtenſtelle bei der Forſt⸗ und Domänendirectton in Gmunden 
eilften Rangsclaffe, bis 31. Juli 1873. (Amtabl. Nr 166.) ö 
Zwei Bauadjunctenſtellen, bei der Landesregierung in Czernowitz 
zehnten Rangsclaſſe, bis 1. Auguſt 1873. (Amtsbl. Nr. 166) 
Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der Pribramer Hauptwerks⸗ 
verwaltung, bis 24. Auguft. (Amtsblatt Nr. 170.) 
Officialsſtelle bei den k. k. Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien mit der 
zehnten Rangsclaſſe und den Bezügen derſelben, bis 6. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171.) 
Directorsſtelle bei der galiziſchen Landeshauptcaſſe in der ſechsten Rangsclaſſe, 
bis Mitte Auguft. (Amsblatt Nr. 171.) 
Drei Ingenteursſtellen bei der k. k. Oicaſterial⸗Gebäudedirection mit der 
99 1 ee und den Bezügen dieſer Claſſe, bis Ende Auguft: (Amtzslatt 
kr. 3 A) 
Probirersſtelle bei der Bergdirection in Idria mit der neunten Rangselaſſe, 
bis 24. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 171.) 5 
Adjunctenſtelle mit der neunten Rangsclaſſe eventuell Concipiſtenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe bei der nied. öſterr. Finanzprocuratur, bis 24. Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 171.) 1 $ 
Arztesnelle in Kirchberg an der Pielach in Niederöſterreich, bis 20. Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 172.) 3 
Zwei Bauprakticantenſtellen im S:agtöbaudienfte für Tirol und Vorarlberg, 
bis Ende Auguſt. (Amtsblatt Nr 173) 7 8 
Rechnungssfficialsſtelle im Czernowitzer Landes regierungs⸗Rechnungsdepar⸗ 
tement mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. August. (Amtsblatt Nr. 173.) FT 
Hilfsämterkanzliſtenſtelle ejlfter Rangsclaſſe beim Miniſterium für Cultus 
und Unterricht mit 600 fl. Gehalt und 300 fl. Aetivitätszulage, bis Ende Auguft. 
(Amtsblatt Nr. 174.) 1 * 5 
Waldſchätzungsreferentenſtelle bei der k. k. Bezirksſchätzungscommiſſion in. 
Zell am See in Salzburg mit 4 fl. Taggeld, bis 10. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 174 J. 
Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe mit 900 fl. Jahresgehalt und 
der Acttvitätezulage von 160 fl. bei der Forſt⸗ und Domänendlreckion für Steier⸗ 
mark und Kärnten in Neuberg, bis Mitte Auguſt. (Amtsblatt Nr. 175.) 2 


Wien mit der. eilften Rangsclaſſe, bis 


int der 


mit der 


— 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


